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Schweiz 
Die Schweiz ist ein Einwanderungsland. Diese Tatsache wur-
de trotz früh einsetzender grenzüberschreitender Arbeitsmi-
gration lange Zeit nicht anerkannt. Bereits Ende des 19. und 
Anfang des 20. Jahrhunderts gewann die Zuwanderung im 
Zusammenhang mit der Industrialisierung an Gewicht. Diese 
Zeit  war  von  einer  liberalen  Migrationspolitik  geprägt.  Mit 
dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs veränderte sich jedoch 
das politische Klima und es wurden Maßnahmen zur Kontrol-
le der Einwanderung eingeführt. Mit dem starken wirtschaftli-
chen Aufschwung nach dem Zweiten Weltkrieg begann die 
gezielte Rekrutierung von Arbeitskräften, welche in besonde-
rem Maße die zweite  Hälfte  des 20.  Jahrhunderts  prägte. 
Doch nicht nur Bedürfnisse des Arbeitsmarkts, sondern auch 
fremdenfeindliche  Stimmen  beeinflussten  die  Zuwande-
rungspolitik, die zunehmend restriktivere Züge annahm. Par-
allel wurde in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts die Si-
tuation  für  die  ausländische  Wohnbevölkerung  in  der 
Schweiz verbessert  und es fand eine sukzessive Inklusion 

der Zuwanderer und Zuwanderinnen in das Wohlfahrtssys-
tem statt.

Das Ende des 20. Jahrhunderts und der Beginn des 21. 
Jahrhunderts  kennzeichnen  verschiedene  migrationspoliti-
sche Entwicklungen.  Zur  Regulierung der  Migration  wurde 
ein duales Zulassungssystem geschaffen, das die Einwande-
rung aus EU-Staaten  und Staaten der  Europäischen Frei-
handelszone (EFTA) privilegiert. Mit der Zunahme der Zahl 
der Asylgesuche gewann zudem der  Asylbereich an Rele-
vanz,  gekennzeichnet  durch eine Politik  restriktiver  Schlie-
ßung. Darüber hinaus traten Regelungen zur Bekämpfung ir-
regulärer Migration in Kraft. Auch das Thema der Integration 
avancierte  zu  einem  Schwerpunkt  verschiedener  gesetzli-
cher Maßnahmen und die finanzielle Unterstützung zur För-
derung der Integration wurde erheblich ausgebaut.

Historische Entwicklung der Migration

Die Entstehung des Staatenbundes geht viele Jahrhunderte 
zurück, doch erst  mit  der Verfassung von 1848 wurde der 
Schweizer  Bundesstaat  begründet.  Das  Migrationsgesche-
hen zur  Zeit  des Staatenbundes und des  jungen Bundes-
staats war in erster Linie durch Abwanderung geprägt. Seit 
dem 16. Jahrhundert bot vor allem die militärische Migration, 
insbesondere der Söldnerdienst in vielen Staaten Europas, 
Erwerbsmöglichkeiten. Andere Formen der Migration hatten 
zu dieser Zeit noch keine große Bedeutung.1
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Hintergrundinformationen

Hauptstadt: Bern

Amtssprachen: Deutsch, Französisch, Italienisch, Rätoro-
manisch

Fläche: 41.284 km²

Ständige Wohnbevölkerung (Ende 2011): 7.952.555

Bevölkerungsdichte (2007): 246,9 Einwohner je km²

Bevölkerungswachstum (2010): 1,0% 

Ständige ausländische Bevölkerung (2011):  1.814.755 
(22,4% der Gesamtbevölkerung)

Erwerbsbevölkerung (2011): 4.719.000

Anteil ausländischer Beschäftigter 
an allen Erwerbstätigen (2011): 28,2%

Erwerbslosenquote (2011): 3,6%

Konfessionen (2010): Römisch-katholisch (38,8%), evan-
gelisch-reformiert (30,9%), islamische Gemeinschaften 
(4,5%), konfessionslos (20,1%)
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Ab dem 18. Jahrhundert trat die Siedlungswanderung in 
den Vordergrund. Anders als die militärische Emigration be-
schränkte sich diese Form der Abwanderung nicht auf Euro-
pa.  Neben  Ländern  wie  Russland,  Preußen  und  Spanien 
wurden nun auch Ziele in Übersee, mehrheitlich in Amerika, 
angesteuert. Die starke Überseemigration ging im frühen 20. 
Jahrhundert erheblich zurück. Ihren letzten Höhepunkt ver-
zeichnete sie nach dem Ersten Weltkrieg.2

Im Zuge der Industrialisierung, insbesondere während der ra-
santen wirtschaftlichen Entwicklung am Ende des 19. Jahr-
hunderts,  wuchs  die  ausländische  Bevölkerung  in  der 
Schweiz bedeutend an. Die Zuwanderung erfolgte vor allem 
aus den Nachbarstaaten. Diese brach mit Beginn des Ersten 
Weltkriegs 1914 jedoch abrupt ab. In der Zwischenkriegszeit 
ging  die  Zahl  der  Ausländerinnen  und  Ausländer  in  der 
Schweiz stark zurück (vgl. Abb. 1).3

Während des rasanten wirtschaftlichen Aufschwungs nach 
dem Zweiten Weltkrieg wurde die Rekrutierung von ausländi-
schen Arbeitskräften massiv gefördert und die Zuwanderung 
in die Schweiz nahm ein bislang unbekanntes Ausmaß an. 
Lag der Anteil der Ausländerinnen und Ausländer an der ge-
samten  Wohnbevölkerung  1950  bei  6,1%,  so  stieg  er  bis 
1970 auf 17,2%, in absoluten Zahlen passierte der Umfang 
der  ausländischen  Bevölkerung  die  Millionengrenze  (vgl. 
Abb. 1). Infolge der Wirtschaftskrise der 1970er Jahre verlie-
ßen jedoch viele Ausländerinnen und Ausländer das Land.

Ein erneuter Wirtschaftsaufschwung ab Mitte der 1980er 
Jahre  ließ  die  grenzüberschreitende  Zuwanderung  wieder 
anwachsen.  Zwar  kam es  in  den 1990er  Jahren  zu  einer 
Konjunkturabschwächung, dennoch hielt das Wachstum der 
ausländischen Bevölkerung weiter  an.  Die  Neuzuwanderer 
und Neuzuwanderinnen kamen während dieser Periode am 
häufigsten im Rahmen der Familienzusammenführung in die 
Schweiz. Zeitgleich stieg die Zahl der Asylsuchenden deut-
lich an (vgl. ›Flucht und Asyl‹).4

Aktuelle Entwicklung der Migration

Zwischen 2000 und 2010 dominierten weiterhin Zuwanderer, 
die im Rahmen der Familienzusammenführung oder zwecks 
Erwerbstätigkeit in die Schweiz einreisten. Allerdings erreich-
te  der  Familiennachzug  nicht  mehr  die  Höchstwerte  der 
1990er Jahre. Gleichzeitig nahm im Zusammenhang mit der 
schrittweisen  Einführung  der  Personenfreizügigkeit  für 

Staatsangehörige aus EU- und EFTA-Staaten 
seit  2002  die  ökonomisch  bedingte  Migration 
stark  zu.  Seit  2006 stellt  die  Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit  den  häufigsten  Zuwande-
rungsgrund dar und erreichte 2008 mit 78.537 
Einreisen  einen  Höhepunkt.  Andere  Formen 
der  Zuwanderung5 fielen  im  Vergleich  dazu 
deutlich geringer  aus. Insgesamt wurde 2010 
die Zuwanderung von 224.444 ausländischen 
Personen verzeichnet, darunter 15.105 Asylsu-
chende.  Hinzu  kam  der  Zuzug  von  22.283 
Schweizer  Staatsangehörigen  aus  dem  Aus-
land.6

Obwohl  in  der  Schweiz  nur  wenige  Daten 
zur Abwanderung statistisch erfasst werden, ist 
ihr  Umfang nicht  unbedeutend.  Im Jahr  2010 
wurden 96.839 Abwanderungen registriert. Die-
se  Zahl  umfasst  auch  26.311  Fortzüge  von 
Schweizer  Staatsangehörigen.  Nicht  berück-
sichtigt sind dagegen die Ausreisen von Perso-
nen der nichtständigen ausländischen Bevölke-
rung  (71.675)  sowie  von  Personen  aus  dem 
Asylbereich  (13.557).7 Zusammengenommen 
erfasste  die  Statistik  damit  im Jahr  2010 die 

Abwanderung von 182.071 Personen.8

Migrationspolitik

Die liberale Migrationspolitik des jungen Bundesstaats

Mit der Gründung des Schweizer Bundesstaats 1848 begann 
eine Phase liberaler Migrationspolitik. Die Schweizer erhiel-
ten das Recht, sich überall im Land niederzulassen. Zur Re-
gelung  der  grenzüberschreitenden  Migration  schloss  die 
Schweiz  bis  1914  mit  21  Staaten  Niederlassungsverträge 
ab.9 Jedem/jeder Angehörigen der Vertragsstaaten wurde auf 
der  Basis  der  Gegenseitigkeit  Freizügigkeit  zugestanden. 
Obwohl diese Verträge zu Beginn insbesondere der rechtli-
chen Absicherung  des  Status  der  Schweizer  Auswanderer 
dienen sollten, schufen sie schließlich den gesetzlichen Rah-
men für die einsetzende Zuwanderung im 20. Jahrhundert.10

Kontrolle der Zuwanderung in der Zwischenkriegszeit

Seit dem Ersten Weltkrieg wurden die Niederlassungsverträ-
ge konstant abgewertet. Die ›Verordnung über die Grenzpoli-
zei  und die Kontrolle der Ausländer‹ schuf 1917 ein Frem-
denrecht, das effektive Grenzkontrollen ermöglichen sollte. In 
der Folge wurde aus den internationalen Verträgen kein An-
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Abb. 1: Ausländische Wohnbevölkerung in der Schweiz (1900-2009) und Anteil an
der Gesamtbevölkerung in Prozent

Quelle: Bundesamt für Statistik BFS - Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz, VZ (1900-1990),
ESPOP, PETRA (2000-2009)
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recht auf Aufnahme und Niederlassung mehr abgeleitet. Die-
se Entwicklungen leiteten eine restriktive Zuwanderungspoli-
tik ein.

Im Jahr 1931 trat das ›Bundesgesetz über Aufenthalt und 
Niederlassung der Ausländer‹ (ANAG) in Kraft. Es bildete bis 
2008 die gesetzliche Grundlage der Schweizer Ausländerpo-
litik. Mit dem Gesetz wurden drei Aufenthaltskategorien für 
Ausländerinnen  und  Ausländer  geschaffen:  Saisonarbeiter/ 
-innen,  Jahresaufenthalter/-innen  und  Niedergelassene.  Im 
Unterschied zu  anderen  Ländern  bildete  die  Arbeitsbewilli-
gung einen Bestandteil der Aufenthaltsbewilligung. Eine Auf-
enthaltsbewilligung wurde einem Ausländer bzw. einer Aus-
länderin nur dann erteilt, wenn keine einheimischen Arbeits-
kräfte zur Verfügung standen.11

Offene Zuwanderungs-  und  restriktive  Ausländerpolitik 
nach dem Zweiten Weltkrieg

Nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  erlebte  die  Schweizer  Wirt-
schaft einen rasanten Aufschwung und war dringend auf Ar-
beitskräfte angewiesen. Gleichzeitig war die Angst vor einer 
Rezession groß. Die Migrationspolitik sollte einerseits die An-
werbung einer ausreichenden Zahl an ausländischen Arbeits-
kräften gewährleisten, andererseits deren dauerhafte Nieder-
lassung in der Schweiz verhindern. Migrationspolitisch wurde 
daher die Idee eines sogenannten Rotationsmodells verfolgt. 
Entsprechend erhielten die angeworbenen ausländischen Ar-
beitskräfte nur eine befristete Aufenthaltserlaubnis.  Die Be-
schränkung der Aufenthaltsdauer sollte darüber  hinaus der 
als bedrohlich empfundenen ›Überfremdung‹12 entgegenwir-
ken, da angenommen wurde, dass Ausländerinnen und Aus-
länder, die sich nur temporär in der Schweiz aufhielten, einen 
geringeren  Einfluss  auf  die  ›Schweizer  Kultur‹  hätten  als 
Langzeitaufenthalter.13

Im  Kontext  dieser  Rotations-Politik  wurden  zahlreiche 
›Gastarbeiter‹ rekrutiert.  Im Zentrum stand dabei das 1948 
abgeschlossene Rekrutierungsabkommen mit  Italien.  Ange-
worben wurde aber auch aus anderen Staaten wie der Bun-
desrepublik Deutschland, Jugoslawien, Österreich und spä-
ter Spanien.14

Restriktive Einwanderungspolitik und Öffnung im Innern

Obwohl die Schweiz wirtschaftlich nach wie vor von den Ar-
beitskräften aus dem Ausland abhängig war, sollten ab Mitte 
der 1960er Jahre verschärfte Zuwanderungsbedingungen die 
Arbeitsmigration  bremsen.  Diese Wende in  der  Einwande-
rungspolitik resultierte einerseits aus der zunehmenden Kritik 
am Rotationsmodell seitens der Stimmen, die eine »Überhit-
zung der Wirtschaft« befürchteten und andererseits aus dem 
Druck, den eine wachsende Fremdenfeindlichkeit in der Be-
völkerung auf die Schweizer Politik ausübte.

Aber auch von außen kam Kritik an der Schweizer Politik. 
Unter dem Druck Italiens wurde 1964 das Rekrutierungsab-
kommen  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  erneuert  und 
schuf  bessere  Rahmenbedingungen  für  die  italienischen 
›Gastarbeiter‹.  Das Abkommen leitete  eine Politik  zur  Ver-
besserung  der  Situation  der  ausländischen  Bevölkerung 
ein.15

Mit  der  zunehmend  restriktiveren  Zuwanderungspolitik 
und dem Beginn einer offeneren Politik im Innern wurde in 
den 1960er Jahren schließlich das Rotationsmodell aufgege-
ben.  Trotz  dieser  Entwicklungen gewannen fremdenfeindli-
che Stimmen an Stärke und es kam zur Abstimmung über 
die »Schwarzenbachinitiative« (1970) und die Initiative »ge-
gen  die  Überfremdung  und  Übervölkerung  der  Schweiz« 
(1974).  Diese forderten  einen drastischen Abbau des Um-
fangs der ausländischen Bevölkerung. Zwar scheiterten bei-
de,  doch  angesichts  der  bestehenden  gesellschaftlichen 
Spannungen ergriff  die Politik weitere Maßnahmen zur Re-
duktion der Arbeitsmigration.  Diese führten jedoch nicht zu 
den erhofften Ergebnissen und erst während der Ölpreiskrise 
der frühen 1970er Jahre ging der Umfang der ausländischen 
Bevölkerung zurück.

Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung in den 1980er Jah-
ren  erreichte  die  Zuwanderung  erneut  den  Umfang  der 
1950er  und 1960er  Jahre.  Gleichzeitig  veränderte sich die 
Situation der ausländischen Bevölkerung in der Schweiz. Ein 
wachsender Anteil der Zuwanderer und Zuwanderinnen ver-
fügte nun über eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis. Außer-
dem erhielten Ausländerinnen und Ausländer allmählich Zu-
gang zu wohlfahrtsstaatlichen Leistungen. Unter diesen Um-
ständen sah sich ein bedeutender Teil der ausländischen Be-
völkerung während des  Rückgangs  der  Konjunktur  in  den 
1990er Jahren nicht gezwungen, die Schweiz zu verlassen.16

Neue Wege zur Bevorzugung der Einwanderung aus den 
EU- und EFTA-Staaten

Die  Zuwanderungspolitik  basierte  ab  1991  auf  dem ›Drei-
Kreise-Modell‹, das die Zulassung von Migranten auf der Ba-
sis ihrer Herkunftsländer regulierte. Zum ›Ersten Kreis‹ zähl-
ten  Personen  aus  den EU-  und  EFTA-Staaten,  denen  er-
leichterte Zuwanderungsmöglichkeiten gewährt wurden. Den 
›Zweiten Kreis‹ bildeten Staaten, bei denen eine ›kulturelle 
Nähe‹ zur Schweiz, solide Handels- und Migrationsbeziehun-
gen  sowie  die  Einhaltung  der  Menschenrechte  konstatiert 
wurden (z.B. Kanada, USA, mittel- und osteuropäische Staa-
ten).  Die  Zuwanderung von Personen aus diesen Staaten 
wurde jedoch im Rahmen einer Begrenzungspolitik limitiert. 
Die Migration aus anderen Staaten (›Dritter Kreis‹) war uner-
wünscht und wurde nur in Ausnahmefällen hochqualifizierten 
Fachkräften zugestanden.

Das Kriterium der ›kulturellen Nähe‹ verweist auf den Dis-
kurs zur ›Überfremdung‹,  denn zu diesem Zeitpunkt wurde 
insbesondere  die  ›kulturelle  Distanz‹  ausländischer  Perso-
nen als Bedrohung für die ›Schweizer Eigenart‹ angesehen. 
Gegen dieses Kriterium richtete sich die Kritik an diesem Mo-
dell, das schließlich 1998 aufgegeben wurde. Es folgte ein 
duales Zulassungssystem, das weiterhin  die  Migration aus 
dem EU- und EFTA-Raum privilegierte und die Zuwanderung 
aus anderen Staaten beschränkte. Das neue ›Bundesgesetz 
über die Ausländerinnen und Ausländer‹ (AuG), das 2008 in 
Kraft trat, bekräftigte diese duale Zulassungspolitik. Die Mi-
gration aus Drittstaaten beschränkt sich seither auf Hochqua-
lifizierte und auf den Familiennachzug.17

Des Weiteren liefen verschiedene Bestrebungen zur Ver-
tiefung der  Beziehung zwischen der  Schweiz  und der  EG 
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bzw. der EU. Den Beitritt zum Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) lehnte jedoch das Schweizer Stimmvolk 1992 ab. In 
der Folge wurde auch der Antrag auf Eröffnung von EG-Bei-
trittsverhandlungen eingefroren. Um dennoch die Teilnahme 
am europäischen Binnenmarkt sicherzustellen, handelte die 
Schweiz mit der EG sektorielle Abkommen aus. Im Jahr 2000 
nahm das Stimmvolk die ›Bilateralen Abkommen I‹ an. Damit 
trat das Personenfreizügigkeitsabkommen für Staatsangehö-
rige aus EU-15- und EFTA-Staaten im Jahr 2002 in Kraft.

2004 schlossen die Schweiz und die EU die ›Bilateralen 
Abkommen II‹ ab. Das Schweizer Stimmvolk nahm schließ-
lich 2005 die Assoziierungsabkommen zu Schengen und Du-
blin und zugleich die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit 
auf die zehn neuen EU-Mitgliedstaaten an. 2009 wurde au-
ßerdem die Ausdehnung des Personenfreizügigkeitsabkom-
mens auf  Bulgarien und Rumänien durch die  Volksabstim-
mung gutgeheißen.18

Flucht und Asyl

In  Zusammenhang  mit  den  Themen  Flucht  und  Asyl  wird 
häufig auf die humanitäre Tradition der Schweiz verwiesen, 
die sich insbesondere in der Aufnahme der Hugenotten im 
17. Jahrhundert und politischer Flüchtlinge aus ganz Europa 
im 18. Jahrhundert und 19. Jahrhundert manifestierte. Ten-
denzen der Schließung sind der Schweizer Asylpolitik aller-

dings ebenfalls zu eigen. Das wird deutlich in Anbetracht der 
Schließung der Grenzen im Jahr 1942 gegenüber jüdischen 
Flüchtlingen wie auch hinsichtlich des restriktiven Charakters 
der jüngeren Asylpolitik.19

1955 trat in der Schweiz die Genfer Flüchtlingskonvention 
in Kraft und bildete fortan die Grundlage für die schweizeri-
sche Asylpolitik.  Der  Ost-West-Konflikt  prägte in  der  Folge 
die  Praxis  der  Aufnahme von Flüchtlingen.  Schutz bot  die 
Schweiz vor allem jenen, die vor kommunistischen Regimen 

flohen. Das galt 1956 für ungarische, 1963 für tibetische und 
1968 für tschechoslowakische Flüchtlinge.20

Ab den 1970er Jahren begann das UN-Hochkommissariat 
für Flüchtlinge (UNHCR) Kontingente von Flüchtlingen fest-
zulegen und auf die Aufnahmeländer zu verteilen. Ein sol-
ches übernahm die Schweiz erstmals 1972 mit der Aufnah-
me von Flüchtlingen aus Uganda. Die Bereitschaft der Auf-
nahme von Kontingentflüchtlingen ließ jedoch bereits bei der 
Aufnahme von chilenischen Flüchtlingen 1973 nach. In den 
folgenden  Jahren  nahm die  Schweiz  immer  weniger  Kon-
tingentflüchtlinge auf und verzichtete schließlich ganz auf die 
Übernahme von Kontingenten des UNHCR. 

Diese  Entwicklung fiel  mit  dem  Inkrafttreten  des  ersten 
Asylgesetzes der Schweiz im Jahr 1981 zusammen. Dieses 
liberale  Asylgesetz  erfuhr  in  den  darauf  folgenden  Jahren 
mehrere Anpassungen. Insbesondere die Revision von 1990 
führte eine bedeutend restriktivere Asylpolitik ein. Im gleichen 
Jahrzehnt lösten jedoch die Konflikte im ehemaligen Jugosla-
wien neue Flüchtlingsbewegungen aus, eine starke Zunah-
me der  Zahl  der Asylgesuche folgte.  Einen Höhepunkt  er-
reichten diese 1991 mit 41.600, ein weiterer folgte 1999 mit 
46.000 Asylgesuchen. Seit Ende des Kosovokonflikts ist der 
Umfang der Asylzuwanderung jedoch zurückgegangen (vgl. 
Abb. 2).21

Nach  der  Jahrtausendwende  zielten  weitere  Reformen 
darauf, sowohl die Attraktivität der Schweiz als auch die Aus-

gaben und die Dauer der Verfahren im Be-
reich Asyl zu senken. So werden Personen, 
auf  deren  Asylgesuch  nicht  eingetreten 
wird, seit  2004 von der Sozialhilfe ausge-
schlossen. Die im Jahr 2006 angenomme-
ne Revision des Asylgesetzes setzte weite-
re  verschärfende  Maßnahmen  durch.  So 
wird  beispielsweise  bei  fehlenden  Identi-
tätspapieren nicht mehr auf ein Asylgesuch 
eingetreten,  sofern das Fehlen  der  Doku-
mente nicht begründet und die Flüchtlings-
qualität  nicht  bewiesen werden kann.  Zu-
dem erhöhte sich die maximale Dauer der 
Vorbereitungs- und Ausschaffungshaft (von 
drei auf sechs Monate, bzw. von neun auf 
18 Monate)  und es wurde eine Durchset-
zungshaft  von  bis  zu  18  Monaten  einge-
führt.  Seit  2008 werden außerdem Perso-
nen mit rechtskräftig abgelehntem Asylent-
scheid von der Sozialhilfe ausgeschlossen 
und können einzig Nothilfe beantragen.22

Das Inkrafttreten des Dubliner Assoziie-
rungsabkommens  2008  veränderte  die 
Schweizer  Asylpolitik  zudem  maßgebend. 

Seither kann die Schweiz asylsuchende Personen in die zu-
ständigen Dublin-Staaten überstellen.23

Irreguläre Migration

Erst  gegen  Ende  des  20.  Jahrhunderts  und  insbesondere 
seit der Jahrhundertwende rückte die Anwesenheit von Per-
sonen ohne Aufenthaltsberechtigung, den Sans-Papiers, ver-
stärkt in den Fokus der Aufmerksamkeit und gewann in der 
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Abb. 2: Asylgesuche und Personen im Asylprozess, 1995-2010
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schweizerischen Migrationspolitik  an Bedeutung.  Insbeson-
dere Möglichkeiten zur Bekämpfung illegaler Migration stan-
den seither im Vordergrund migrationspolitischer Bestrebun-
gen.24

Vor allem das duale Zulassungssystem der Schweiz, die 
restriktive Asylpolitik  sowie die Assoziierungsabkommen zu 
Schengen und Dublin haben Auswirkungen auf das Phäno-
men der irregulären Migration. So zeigt sich in der Schweiz 
seit  Inkrafttreten  des  Freizügigkeitsabkommens  ein  deutli-
cher Rückgang der Zahl der EU- und EFTA-Staatsangehöri-
gen ohne gültige Aufenthaltserlaubnis.  Mit  großer Mehrheit 
sind  Sans-Papiers  Drittstaatsangehörige,  denn  eine  legale 
Zuwanderung ist ihnen zumeist nicht möglich. Des Weiteren 
wird in Zusammenhang mit der restriktiven Asylpolitik ange-
nommen, dass einerseits die Zahl der aus dem Asylprozess 
ausgeschiedenen Personen unter den irregulären Aufenthal-
tern zunimmt und sich andererseits viele Schutz suchende 
Personen direkt für den illegalen Aufenthalt entscheiden.25

Eine verstärkte Kontrolle irregulärer Migration wird unter 
anderem mit  den Schengen-Assoziierungsabkommen,  dem 
›Bundesgesetz  gegen  Schwarzarbeit‹  und  verschiedenen 
Regelungen im AuG angestrebt. So bestehen beispielsweise 
vermehrte Personenkontrollen im Landesinnern und auf dem 
Arbeitsmarkt sowie verschärfte Sanktionen bei der Erleichte-
rung irregulären Aufenthalts.26

Trotz dieser Bestrebungen im Kampf gegen Formen irre-
gulärer Migration ist es wahrscheinlich, dass die Anwesen-
heit  von  Personen  ohne  Aufenthaltserlaubnis  auch  in  der 
Schweiz stark  vom Bedarf  des Arbeitsmarkts abhängig ist. 
Anstellung finden Sans-Papiers in Branchen wie der Gastro-
nomie, der Hotellerie, im Baugewerbe, in der Landwirtschaft 
sowie im Hauswirtschafts- und Pflegebereich.27

Staatsbürgerschaft

Die Staatsbürgerschaft wird in der Schweiz an erster Stelle 
vererbt. Entsprechend erhalten Personen, deren Eltern über 
das Bürgerrecht  verfügen,  die  Schweizer  Staatsangehörig-
keit (jus sanguinis). Obwohl es in der Schweiz bereits Bestre-
bungen zur Einführung des jus soli  gab, beispielsweise zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts, kam es bis heute nicht zu einer 
entsprechenden  Gesetzesreform.  Die  Geburt  auf  dem 
Schweizer Territorium berechtigt daher nicht zum Erwerb der 
Schweizer  Staatsbürgerschaft.  Ausländerinnen und Auslän-
der müssen ein Einbürgerungsverfahren durchlaufen. Es ist 
in der Schweiz in besonderem Maße durch das föderale Sys-
tem geprägt, denn Schweizer Bürger zu werden, setzt  das 
Bürgerrecht einer Gemeinde, eines Kantons und die Bewilli-
gung durch den Bund voraus.

In den ersten Jahren nach der Gründung des Schweizer 
Bundesstaats  wurden alle  Personen als  Schweizer  Bürger 
angesehen,  die  über  das  Kantonsrecht  verfügten.  Erst  ab 
1876 bedurfte die Einbürgerung einer  Genehmigung durch 
den Bund. Seit diesem Zeitpunkt bestimmt der Bund die Min-
destvoraussetzungen für eine Einbürgerung, wobei die Kan-
tone weitere Bedingungen festlegen können. Ihre Gesetzge-
bung definiert darüber hinaus den Spielraum der Gemeinden 
bei der Vergabe des Gemeindebürgerrechts. Je nach Ausge-
staltung  der  Einbürgerungspolitik  der  jeweiligen  Gemeinde 

und des Kantons ergeben sich daher unterschiedliche Bedin-
gungen zur Erlangung des Bürgerrechts. Das dreistufige Ein-
bürgerungsverfahren bildet bis heute die Basis der ordentli-
chen  Einbürgerung  und  führt  zu  beträchtlichen  regionalen 
Unterschieden.

Das Bürgerrechtsgesetz  von 1952 führte  hohe Mindest-
voraussetzungen zur Einbürgerung ein. Dieses Gesetz ist mit 
verschiedenen Anpassungen noch immer in Kraft und regelt 
Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts. Das Gesetz 
unterscheidet dabei zwischen der ordentlichen Einbürgerung, 
der erleichterten Einbürgerung und der Wiedereinbürgerung. 
Eine  ordentliche  Einbürgerung  setzt  u.a.  voraus,  dass  die 
Person in die schweizerischen Verhältnisse eingegliedert und 
mit  den  schweizerischen  Lebensgewohnheiten,  Sitten  und 
Gebräuchen vertraut  ist.  Außerdem gilt  eine Mindestwohn-
sitzfrist von 12 Jahren, wobei die Zeit zwischen dem 10. und 
20. Lebensjahr doppelt angerechnet wird. Anders als im 19. 
Jahrhundert gilt die Einbürgerung nicht mehr als Ausgangs-
punkt, sondern als krönender Abschluss einer erfolgreichen 
Integration.28

Ein vereinfachtes Verfahren gilt  bei der sogenannten er-
leichterten  Einbürgerung  oder  einer  Wiedereinbürgerung. 
Von der Wiedereinbürgerung machten insbesondere Frauen 
Gebrauch, die das Schweizer Bürgerrecht durch eine Heirat 
mit einem ausländischen Mann verloren hatten.29 Erst seit In-
krafttreten des Bürgerrechtsgesetzes von 1952 können sie 
dieses im genannten Fall behalten. Von der erleichterten Ein-
bürgerung profitieren seit  1952 Kinder,  deren Mütter durch 
eine Heirat mit einem Ausländer die Schweizer Staatsbürger-
schaft verloren haben. Erst die Gesetzesrevision von 1992 
führte  die  erleichterte  Einbürgerung  für  Ehepartner  von 
Schweizerinnen und Schweizern ein.  Seither  ist  außerdem 
das Doppelbürgerrecht ohne Einschränkungen erlaubt.  Be-
strebungen zur Einführung einer vereinfachten Einbürgerung 
für die 2. und 3. Ausländergeneration sind bislang geschei-
tert.30

Im Vergleich zu anderen Staaten verzeichnet die Schweiz 
allgemein eine geringe Zahl an Einbürgerungen. Im letzten 
Jahrzehnt stieg diese jedoch an, von 28.700 Einbürgerungen 
im Jahr 2000 auf einen Höchststand von 46.711 Einbürge-
rungen 2006. Mit 39.314 Einbürgerungen im Jahr 2010 blieb 
die  Einbürgerungszahl  für  schweizerische  Verhältnisse  auf 
einem hohen Niveau.31

Die Zuwandererbevölkerung

Im europäischen Vergleich weist die Schweizer Bevölkerung 
einen hohen Ausländeranteil auf. 2009 betrug er 22,9% (vgl. 
Abb. 1). Dabei verfügt ein Großteil der ausländischen Bevöl-
kerung über eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis.32

Die ausländische Wohnbevölkerung setzt  sich mehrheit-
lich aus Angehörigen eines EU- oder  EFTA-Staats zusam-
men (vgl. Abb. 3). Personen, die dieser Gruppe nicht zuzu-
ordnen  sind,  stammen meist  aus  einem  anderen  europäi-
schen Land. Die größte Gruppe unter der ständigen auslän-
dischen Wohnbevölkerung stellen die Italiener dar (vgl. Abb. 
4). Der Anteil an Personen, die sich seit mindestens 30 Jah-
ren in der Schweiz aufhalten, ist unter ihnen am höchsten.
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Die zweitgrößte Gruppe unter der ständigen ausländischen 
Wohnbevölkerung bilden die deutschen Staatsangehörigen, 
gefolgt von Personen aus Portugal und ›Serbien und Monte-
negro‹  (vgl.  Abb.  4).  Im Vergleich gibt  es  unter  den deut-
schen Staatsangehörigen mehr Personen, die schon seit 30 
Jahren oder länger in der Schweiz leben, zugleich aber auch 
besonders viele, die erst vor wenigen Jahren zugewandert 
sind.33

Integration

Gesellschaftliche Teilhabe und Teilnahme

Die Teilnahme- und Teilhabemöglichkeiten der ausländischen 
Bevölkerung  an  verschiedenen  Gesellschaftsbereichen  un-
terscheiden  sich  teilweise  von  denjenigen  der  Schweizer 
Staatsangehörigen. Verschiedene Rechte, wie beispielswei-
se das Stimm- und Wahlrecht auf nationaler Ebene, werden 
ausschließlich  Schweizer  Staatsangehörigen  zugestanden. 
Allerdings bestehen aufgrund des Föderalismus auf lokaler 
Ebene große Unterschiede bei der Vergabe von politischen 
Partizipationsrechten. So wurde in einigen Regionen, insbe-
sondere in der französischsprachigen Schweiz, das Stimm- 
und  Wahlrecht  für  Ausländerinnen  und  Ausländer  auf  Ge-
meindeebene und teilweise auch auf kantonaler Ebene ein-
geführt.34

Hinsichtlich der Arbeitsmarktintegration zeigen sich Unter-
schiede bezüglich Tätigkeit, beruflicher Position, Lohnniveau 
und Arbeitslosenquote. Im Vergleich mit Schweizerinnen und 
Schweizern verzeichnet die ausländische Bevölkerung einen 
höheren Anteil an Personen ohne nachobligatorische Schul-
bildung. Darüber hinaus sind Zuwanderer und Zuwanderin-
nen häufiger in Branchen mit niedrigem Lohnniveau und ho-
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Abb. 3: Ständige und nichtständige Wohnbevölkerung
nach detaillierter Staatsangehörigkeit, 2010
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Abb. 4: Ständige Wohnbevölkerung nach ausgewählter Staatsangehörigkeit, Geburtsort und Anwesenheits-
dauer in der Schweiz, 2009
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* Die Aufteilung nach den neu entstandenen Staaten kann statistisch noch nicht vorgenommen  werden.
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her Konjunkturabhängigkeit beschäftigt. Insgesamt sind Aus-
länderinnen und Ausländer in der Schweiz deutlich stärker 
von Armut und Arbeitslosigkeit betroffen. Dies trifft insbeson-
dere auf Personen aus Süd- und Südosteuropa zu, vor allem 
auf solche, die sich bereits seit vielen Jahren in der Schweiz 
aufhalten. Davon unterscheidet sich die Situation der neuen, 
hochqualifizierten  Zuwanderer  und  Zuwanderinnen  aus 
Nord-, Mittel und Westeuropa, die stark in Führungspositio-
nen und akademischen Berufen vertreten sind.  Im Gegen-
satz  zu hochqualifizierten  Personen aus dem Balkanraum, 
der Türkei und außereuropäischen Ländern sind sie zumeist 
nicht von einer beruflichen Dequalifizierung betroffen. Gleich-
zeitig weisen sie eine niedrige Armuts- und Arbeitslosenquo-
te auf.35

Ein Blick auf die Ausbildungssituation zeigt, dass Jugend-
liche in der Schweiz nicht gleichermaßen in den verschiede-
nen  nachobligatorischen  Ausbildungen  vertreten  sind.  Ein 
Großteil der ausländischen Jugendlichen absolviert eine Be-
rufslehre. In Maturitätsschulen und in tertiären Ausbildungs-
gängen sind sie deutlich unterrepräsentiert. Dies betrifft Ju-
gendliche mit portugiesischer Staatsangehörigkeit und Ange-
hörige südosteuropäischer Staaten in besonderem Maße. In 
An- und Vorlehren36 sind sie hingegen besonders stark ver-
treten. Dabei besteht  ein sehr gewichtiger Zusammenhang 
zwischen  dem  sozioökonomischen  Status,  dem  Bildungs-
stand der Eltern und dem Bildungserfolg der ausländischen 
Schülerinnen und Schüler.  Dennoch erreichen Jugendliche 
der zweiten Ausländergeneration im Allgemeinen ein höheres 
Bildungsniveau als ihre Eltern.37

Integrationspolitik

In der Schweiz wurde hinsichtlich der Integration der auslän-
dischen Bevölkerung bis gegen Ende des 20. Jahrhunderts 
eine  Politik  des  ›laissez-faire‹  praktiziert.  Gesellschaftliche 
Teilnahme sollte  in  erster  Linie über  den Arbeitsmarkt  und 
das Bildungssystem sichergestellt  werden.  Außerdem fand 
eine sukzessive Integration der ausländischen Bevölkerung 
in das schweizerische Wohlfahrtssystem statt. Letzteres so-
wie die Tatsache, dass die Zuwanderung kein vorübergehen-
des Phänomen darstellte und sich die ausländische Bevölke-
rung dauerhaft in der Schweiz niederließ, führten dazu, dass 
die  Frage nach einer  systematischen Integrationspolitik  an 
Bedeutung gewann.38

Das seit  dem 1.  Januar  2008 wirksame ›Bundesgesetz 
über  die  Ausländerinnen  und  Ausländer‹  (AuG)  schuf 
schließlich die Basis für eine gesamtschweizerische Integra-
tionspolitik. Es ersetzte das bis dahin gültige ANAG und ver-
ankerte den Begriff der ›Integration‹ als Gesetzesbegriff, ver-
zichtete jedoch auf eine konkrete Begriffsdefinition. Als Ziel 
der Integrationspolitik  werden unter anderem der chancen-
gleiche Zugang und die Teilhabe der ausländischen Bevölke-
rung am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben defi-
niert. Gleichzeitig sollen Ausländerinnen und Ausländer nach 
dem Grundsatz »Fördern und Fordern« ihren Teil zur Integra-
tion beitragen.

Das AuG schreibt  vor,  bei der Zulassung das ›Integrati-
onspotenzial‹ einer Person mit einzubeziehen. Bei der Ertei-
lung einer Niederlassungsbewilligung sowie bei Entscheiden 

über  den  weiteren  Aufenthalt,  insbesondere  im  Falle  von 
Weg-  und  Ausweisungen  sowie  Einreiseverboten,  soll  der 
›Integrationsgrad‹  einer  Person  berücksichtigt  werden.  Au-
ßerdem  enthält  das  Gesetz  Bestimmungen  über  den  Ab-
schluss  sogenannter  Integrationsvereinbarungen,  in  deren 
Rahmen  die  Verlängerung  einer  Aufenthaltsbewilligung  an 
Bedingungen wie den Besuch eines Sprach- oder Integrati-
onskurses, geknüpft werden kann. Ausgenommen vom Ab-
schluss einer  Integrationsvereinbarung sind Angehörige ei-
nes EU- oder EFTA-Staates.

Laut AuG haben Bund, Kantone und Gemeinden außer-
dem  einem  expliziten  Informationsauftrag  nachzukommen. 
Einerseits  müssen sie  Ausländerinnen und Ausländer  über 
ihre Rechte und Pflichten sowie über  die Lebens- und Ar-
beitsbedingungen in  der  Schweiz informieren.  Andererseits 
ist die gesamte Bevölkerung über die Migrationspolitik  und 
die Situation der ausländischen Bevölkerung aufzuklären.

Diese durch das AuG eingeführten neuen Bestimmungen 
der Integrationspolitik  werfen verschiedene Fragen auf.  So 
bleibt unklar, was unter ›Integration‹ genau verstanden wird 
und wie der ›Integrationsgrad‹ einer Person gemessen wer-
den soll. Auch über die konkrete Anwendung und Ausgestal-
tung verpflichtender Integrationsmaßnahmen besteht Unklar-
heit. Zudem wird in Bezug auf die Integrationsvereinbarun-
gen die Ungleichbehandlung von EU/EFTA- und Drittstaats-
angehörigen  kritisiert.  Insgesamt  lassen die  Vorgaben  des 
Bundes  einen  großen  Gestaltungsspielraum,  wodurch  den 
Kantonen  bei  der  Umsetzung  der  Integrationspolitik  eine 
wichtige Rolle zukommt.39

Aktuelle Entwicklungen und künftige 
Herausforderungen

Das  direktdemokratische  System  der  Schweiz  ermöglicht 
den Schweizer Bürgerinnen und Bürgern einzigartige politi-
sche Partizipationsmöglichkeiten. Wie die Geschichte zeigt, 
sind diese auch für die Entwicklung der schweizerischen Mi-
grationspolitik von besonderer Bedeutung. Zwei Volksabstim-
mungen haben dabei in jüngster Zeit großes Aufsehen er-
regt.

Am 29. November 2009 nahm das Stimmvolk die Initiative 
»Gegen den Bau von Minaretten« an, obwohl das Parlament 
und der Bundesrat die Ablehnung der Initiative empfahlen, da 
sie im Widerspruch zur Bundesverfassung steht und gegen 
vertraglich garantierte Menschenrechte verstößt.40

Weiteres Aufsehen erregte die Initiative »für die Ausschaf-
fung krimineller Ausländer«. Diese sieht vor, Ausländerinnen 
und Ausländern automatisch das Aufenthaltsrecht zu entzie-
hen, sofern sie bestimmte Straftaten begehen oder ein Miss-
brauch beim Bezug von Sozialleistungen festgestellt wird. Er-
neut empfahlen das Parlament und der Bundesrat die Ableh-
nung der Initiative und legten dem Stimmvolk einen Gegen-
entwurf vor. Dieser nahm den Grundgedanken der Initiative 
auf, sollte aber, anders als die Initiative selbst, nicht im Kon-
flikt mit den Grundprinzipien der Verfassung und dem Völker-
recht stehen. In der Abstimmung vom 28. November 2010 
nahm das Stimmvolk jedoch die ›Ausschaffungsinitiative‹ an 
und lehnte den Gegenvorschlag ab. Die Entscheidung dar-
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über, wie die Initiative im Detail umgesetzt werden soll, steht 
derzeit noch aus.41

Die Wahrnehmung der direktdemokratischen Rechte hat 
in den oben genannten Volksabstimmungen zu einem Kon-
flikt zwischen Demokratie und Rechtsstaat geführt. Wie die-
sem Konflikt in Zukunft begegnet wird, kann sich entschei-
dend  auf  die  Entwicklung  der  Schweizer  Migrationspolitik 
auswirken.

Grundsätzlich sind für die  zukünftige Schweizer  Migrati-
onspolitik insbesondere die Entwicklungen bezüglich der Be-
ziehungen mit der EU ausschlaggebend. Des Weiteren lau-
fen aktuell verschiedene Gesetzgebungsprojekte. So stehen 
unter anderem die Änderung des Asylgesetzes, die Teilrevisi-
on des ›Bundesgesetzes über die Ausländerinnen und Aus-
länder‹ (AuG) und die Totalrevision des Bürgerrechtsgeset-
zes (BüG) bevor.

 Im Falle des Asylgesetzes soll insbesondere die Verfah-
rensdauer gekürzt werden. Erklärtes Ziel ist grundsätzlich die 
Abschwächung der Attraktivität der Schweiz als Asyldestinati-
on und der ›Kampf‹ gegen Asylmissbrauch. Bei den Revisio-
nen des AuG und des BüG stehen vor allem Anpassungen 
hinsichtlich  der  Verankerung des  Integrationsgedankens  in 
gesetzlichen Bestimmungen im Fokus. So soll die Integrati-
onspolitik im Sinne des Grundsatzes von »Fördern und For-
dern«  verpflichtender  und  die  Vergabe  von  Aufenthaltser-
laubnissen  sowie  die  Einbürgerung  stärker  als  bislang  an 
den ›Integrationsgrad‹ einer Person gebunden werden.42
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In der Schweiz verwendete Begriffe und ihre Entsprechung in Deutschland

Ausländerpolitik Zuwanderungspolitik

Bürgerrecht Staatsangehörigkeitsrecht

Doppelbürgerrecht doppelte Staatsangehörigkeit 

Auf ein Asylgesuch eintreten sich bereit erklären, das Asylgesuch auf die Anerkennung des Flüchtlingsstatus hin zu 
überprüfen

Wegweisung der formelle Entscheid, dass jemand das Land verlassen soll 

Ausschaffung Ausweisung/Abschiebung, die Umsetzung in die Tat (Land verlassen)

Ausschaffungshaft Abschiebehaft. Die Ausschaffungshaft ist seit 1986 gekoppelt an die Administrativhaft. 
Diese dient nicht der Untersuchung oder Bestrafung einer Straftat im Sinne des Schwei-
zerischen Strafgesetzbuches. Es handelt sich um eine Haft, die die Weg- oder Auswei-
sung einer Person aus der Schweiz garantieren und deren Untertauchen verhindern soll. 
Es  gibt  drei  Typen  von  Administrativhaft:  Vorbereitungshaft,  Ausschaffungshaft  und 
Durchsetzungshaft.

Nothilfe Laut der Bundesverfassung (Art. 12) haben alle Menschen in der Schweiz ein »Recht 
auf Hilfe in Notlagen«. Personen in Notlage können um Nothilfe ersuchen, sofern sie kei-
ne anderen Sozialhilfeleistungen des Staates in Anspruch nehmen können. Die Nothilfe 
ist eine minimale Hilfe zur Sicherung des Überlebens einer Person. Die Ausrichtung von 
Nothilfe richtet sich nach kantonalem Recht. Dabei bestehen wesentliche kantonale Un-
terschiede hinsichtlich der Bedingungen und der Leistungen.43 
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33 Ebenda, Bundesamt für Statistik (2008).
34 Arn/Mordasini (2006).
35 Bundesamt für Statistik: Statistisches Lexikon der Schweiz, Bun-

desamt für Statistik (2008).
36 Die Vorlehre  hat  den Abschluss einer  beruflichen Grundausbil-

dung zum Ziel. Sie dauert ein Jahr und wird Jugendlichen emp-

fohlen,  deren Vorbildung für  die gewählte Lehre lückenhaft  ist. 

Die Anlehre dauert in der Regel  zwei  Jahre und wird Jugendli-

chen empfohlen, die voraussichtlich Schwierigkeiten hätten, dem 

Lerninhalt  einer ›normalen‹ Berufsausbildung zu folgen und die 

die  entsprechende  Lehrabschlussprüfung  wahrscheinlich  nicht 

bestehen würden. Beide Abschlüsse sind auf dem Arbeitsmarkt 

nicht gleichwertig mit dem Abschluss einer Berufslehre.
37 Bundesamt für Statistik: Statistisches Lexikon der Schweiz, Bun-

desamt für Statistik (2008), Bolzman et al. (2003), Organisation 

für  wirtschaftliche  Zusammenarbeit  und  Entwicklung  OECD 

(2001).
38 Hoffmann-Nowotny (1985), Piñeiro et al. (2009), Eidgenössische 

Kommission für Migrationsfragen EKM.
39 Eidgenössische  Kommission  für  Migrationsfragen  EKM, 

Menet/Wichmann [im Erscheinen], Prodolliet (2006), Tripartite Ag-

glomerationskonferenz TAK (2008), Wichmann et al. (2011).
40 Schweizerische Bundeskanzlei, Bundesamt für Migration BFM.
41 Schweizerische Bundeskanzlei, Bundesamt für Migration BFM.
42 Bundesamt für Migration BFM, Piguet (2006).
43 Vgl. Bundesverfassung Art. 12, Asylgesetz Art. 80-84, Achermann 

2009, Efionayi-Mäder et al. 2010.
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